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Masterplan „Digitale Verwaltung - Arbeiten 4.0“

Beschlussvorschlag

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

die Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen, CDU, Die Linke+ und SPD stellen zum oben genannten Ta-
gesordnungspunkt folgenden Antrag und bitten um Beratung und Beschlussfassung: 

Memorandum zur Digitalisierung 2020 bis 2025

1. Die Verwaltung wird beauftragt, dem Rat bis zum 30.06.2021 eine Roadmap für Projekte 

und Prozesse zur Digitalisierung vorzulegen. Die Roadmap („Memorandum zur Digitalisie-

rung 2020 bis 2025“) ist das zentrale Instrumentarium zur Steuerung der Digitalisierungs-

prozesse in der Stadt. Sie enthält strategische Ziele, Teilziele mit messbaren Zielgrößen, 

Vorgaben für die Entwicklung von Maßnahmenplänen mit Verantwortlichkeiten und Fris-

ten, Strukturen zum Controlling. Da Digitalisierung eine Führungsaufgabe ist, wird der Pro-
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zess vom Rat beschlossen, vom APOD federführend gestaltet sowie vom Oberbürgermeis-

ter verantwortet und vom CIIO-Office umgesetzt.

2. Leitgedanke des Memorandums zur Digitalisierung 2020 bis 2025 ist dabei, Digitalisierung 

daran auszurichten, dass sie einen Mehrwert für die in Dortmund lebenden und arbeiten-

den Menschen, für die Unternehmen und ihre Wertschöpfung sowie für die Stadtverwal-

tung schafft.

3. Hierfür nimmt das Memorandum zur Digitalisierung 2020 bis 2025 in einer Binnenperspek-

tive die Stadtverwaltung in den Fokus und in einer Außenperspektive die Stadt selbst. Ziel-

perspektive für 2025 ist eine Stadt Dortmund, die im bundesweiten Vergleich einen der 

höchsten Digitalisierungsgrade in Deutschland aufweist. 

4. Mit Blick auf die Stadtverwaltung integriert und überprüft das Memorandum zur Digitali-

sierung 2020 bis 2025 den Masterplan „Digitale Verwaltung – Arbeiten 4.0“ und geht dar-

über hinaus. Folgende Zielsetzungen sind bis 2025 zu verwirklichen: 

 Nachhaltige Digitalisierung durch Kopplung und Verschlankungen von Verwaltungs-

prozessen ohne Medienbrüche und nicht bloße Schaffung von Portallösungen für 

die Bürger*innen.

 Möglichst alle Stadtämter arbeiten vollkommen digital. 

 Erzielung von Effizienzgewinnen, Verkürzung von Bearbeitungszeiten durch digita-

len Dokumentenfluss innerhalb der Verwaltung. 

 Vollständige Homeoffice-Fähigkeit aller Prozesse ohne direkten Bürgerkontakt und 

die damit verbundene Befähigung der Mitarbeiter*innen.

 Nutzung der Digitalisierung zur Vereinfachung von Prozessen und Formularen, zum 

Bürokratieabbau und zur Vermeidung mehrfacher Datenerhebung.

 Erleichterte Handhabung der Behördenangelegenheiten für Bürger*innen durch di-

gitale Zugänge und jeweils zentrale Apps für Bürger*innen und Unternehmen. 

Mehrsprachige Nutzungsmöglichkeiten, insbesondere auch in Englisch, und Ser-

viceverbesserungen. Die Verwaltung hat Sorge dafür zu tragen, allen Menschen die 

Möglichkeit zur digitalen Teilhabe zu bieten. Gleichsam muss für Menschen, die aus 

den verschiedensten Gründen nicht "online" sind, der Zugang zu den Leistungen der 

Stadt (analog) gewährleistet sein.

 Erleichterter und strukturierterer Zugang zu städtischen Informationen durch kom-

plette Überarbeitung der städtischen Website und der mit ihr verbundener Infor-

mationssysteme (z.B. Dortmunder Ortsrecht). 

 Nutzung von Digitalisierungseffekten bei der Bewältigung des demographischen 

Wandels bei der Stadtverwaltung. 

 Wo möglich Nutzung von Open Source Software. Von der Verwaltung entwickelte 

oder zur Entwicklung beauftragte Software wird der Allgemeinheit zur Verfügung 

gestellt.
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 Das Dortmunder Systemhaus (Dosys) wird für die operative Umsetzung der Digitali-

sierungsprozesse zuständig und „denkt“ dabei die nötigen Maßnahmen und ihre 

Umsetzung. Zur Verdeutlichung dieser Zuständigkeit wird aus Dosys das Amt für Di-

gitales und Informationstechnik (DIGIT).

 Berücksichtigung der von EU, Bund und Land vorgegebenen Rahmenbedingungen 

(z.B. Onlinezugangsgesetz, E-Government-Gesetz NRW, DSGVO).

 Datenschutz, Datensicherheit, digitale Souveränität sowie digitale Barrierefreiheit 

für die Bürger*innen sind obligatorisch. 

5. Der Memorandum-Prozess soll übergreifend und auf Ebene der Fachbereiche durch fach-

bereichsexterne Beratung begleitet werden, um eine neutrale Sicht auf die Prozessände-

rungen zu ermöglichen. Hierfür sind Haushaltmittel in angemessener Höhe einzuplanen 

und im Anschluss zeitnah eine entsprechende Ausschreibung einzuleiten. Den zuständigen 

Gremien ist bei den Sitzungen im März 2021 ein Vorschlag zur Entscheidung zu unterbrei-

ten. Zudem soll der Sachverstand aus Rechnungsprüfungsamt und Gemeindeprüfungsan-

stalt wo möglich für eine externe Sichtweise genutzt werden.

6. Die Stadtverwaltung fokussiert sich in ihrer kurzfristigen Planung auf die Umsetzung der 

bundesrechtlichen Vorgaben zur Digitalisierung und auf sogenannte „Quick wins“, also un-

aufwändige Maßnahmen, die einen zügigen und unmittelbaren Effekt für die Bürger*innen 

haben. 

7. Mit Blick auf Dortmund über die Stadtverwaltung hinaus, dient das Memorandum zur Digi-

talisierung 2020 bis 2025 dazu, hauptsächlich den Breitbandausbau, die Digitalisierung der 

Schulen und den Smart-City-Prozess zu begleiten und zu beschleunigen. Die Roadmap hat 

ein Projekt vorzusehen, das Smart City voranbringt. Hier ist aus Sicht der Fraktionen die 

Weiterentwicklung des Open Data Projekts im Sinne der städtischen Datensouveränität ein 

wichtiger Bestandteil. Weitere Themenfelder wie bspw. die Einrichtung intelligenter Ver-

kehrsleitsysteme sollen aktiv in den Prozess eingebracht und in das Memorandum inte-

griert werden, sobald sie von der Phase der Ideenfindung in die Konzeptionsphase überge-

hen.

8. Die Entwicklung des Memorandums zur Digitalisierung 2020 bis 2025 bezieht die Stakehol-

der des Digitalisierungsprozesses mit in den Prozess ein und sichert dabei eine zielgerichte-

te und zügige Arbeit. Stakeholder sind der VV, die Mitarbeitenden der Stadtverwaltung und 

der Personalrat, das Chief Information/Innovation Office (CIIO), die Bürger*innen der 

Stadt, die Unternehmen unterschiedlicher Größe und ihre Verbände sowie weitere vom

Digitalisierungsprozess betroffene Personen und Institutionen.

9. Die Verwaltung wird den Mitgliedern des Ausschusses für Personal, Organisation und Digi-

talisierung, beginnend mit der Ausschusssitzung im März 2021 in vierteljährlichen Projekt-

sitzungen über den Stand der Vorbereitung bzw. der Umsetzung des Memorandums zur 

Digitalisierung 2020 bis 2025 berichten.

Sämtliche Prozesse werden unter dem eindeutigen Bekenntnis zur Charta „Digitales Dortmund 
2018-2030“ weiterentwickelt.
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Begründung

Die Digitalisierung ist eines der Kernthemen in den kommenden Jahren für die Zukunftsfähigkeit 
der Stadt Dortmund. Mit dem Memorandum zur Digitalisierung 2020 bis 2025 legt der Rat der 
Stadt den Rahmen zur Ausgestaltung des Digitalisierungsprozesses in der Stadt Dortmund fest. Für 
die operative Umsetzung des Memorandumsprozesses ist der Ausschuss für Personal, Organisati-
on und Digitalisierung politisch verantwortlich, der damit seiner seit dieser Wahlperiode beste-
henden umfassenden Kompetenz für das Thema der Digitalisierung nachkommt. 

Mit freundlichen Grüßen

CDU-Fraktion Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
gez. Lars Vogeler gez. Wolfgang Gurowietz

f.d.R. f.d.R.

Ralf Binnberg Stefan Neuhaus

SPD-Fraktion Fraktion Linke+
gez. Carsten Giebel gez. Christian Gebel

f.d.R. f.d.R.

Christel Poch Claudia Behlau




